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e* N u r noch e i n W o r t v o m „ K ö p f e n ^ 
u n d „ p r ü g e l n " ! 

Man argumentirt außerordentlich gern mit der 
Behauptung, die Todesstrafe schrecke nicht ab und führt 
dann etwa ein Beispiel an, daß irgend ein Verbrecher 
den Tod dem Zuchthaus vorgezogen, oder ein Anderer 
bekannt habe, daß er einer Hinrichtung zugesehen und 
gleichwohl nachher eine Blutschuld aus sich geladen. 
Solche Beispiele beweisen im Allgemeinen gar nichts, 
denn wenn Einzelne sich auch nicht abschrecken lassen, 
so ist damit durchaus nicht bewiesen, daß dies auch 
bei Andern nicht der Fall sei. Alle diese aber, welche 
die Aussicht auf das Kalenbergli oder den Galgen im 
Zaum hält, ve rkünden dies g e w i ß N i e m a n -
d e n , und so bleibt am Ende nur die Thatsache zum 
Maßstabe, daß bei Abschaffung der Todesstrafe mehr 
Mord und Todtschlag sich ereignet. Woher dieses 
Mehr? 

Mit gleichem Grunde, es schrecke nicht ab, könnte 
man auch die Zuchthausstrafe abschaffen, denn man 
erfährt leider mehr als genug, daß trotz derselben 
d'raus los gestochen, geschlagen, geschossen und gewürgt 
wird, und man käme^sNnit zum erbaulichen Schluß, 
weil Alles nicht abschreckt, so müsse man geschehen 
lassen, wie es wolle, am Ende metzgen sich die Mör-
der selbst, und dann habe männiglich Ruhe, wer das 
erlebe. 

Aber auch die unbedingte Abschaffung der körper-
lichen Strafarten ist 'ein Mißgriff, namentlich sollte 
wenigstens die Kettenstrafe für einzelne Fälle vorbe-
halten sein. Auch ist Manchem mit der ausschließ-
lichen Zuchthausstrafe übel gedient — die Gusto sind 
halt verschieden — und wieder Andern ist sie gar keine 
Strafe, sondern eine erwünschte Versorgung, und end-
lich gibt es Subjekte und Verbrechen, welchen einzig 
eine Tracht „Prügel" eine heilsame und entsprechende 
Strafe ist. (Jetzt nehmet ein wenig Melissengeist, weil 
so „barbarisch" geschrieben wird.) 

Mit den Strafarten verhält eZ sich unseres Da-
fürhaltens wie mit den Medizinen, es gibt k e i n 
Mittel für A l l e , und nicht jedes Gutterli hilft 
allen Kranken, auch kann nicht Jeder die gleiche Mix-
tur nehmen. Darum Verschiedenheit und Auswahl, 
darum Freiheit auch in Strafen, aber immer nur 
nach G e r e c h t i g k e i t ! — 

N o c h e t w a s , d a s ä n d e r s t fe in sollte. 

(Eingesandt.) 
Die letzten Nationalrathswahlen haben wieder so 

recht gezeigt, daß etwas faul ist im Staate Dänemark, 
nämlich die eidgenössische W a h l k r e i s - E i n -
t h e i l n n g. 

Auf 20,000 Schweizerbürger, heißt es, soll ein 
Mitglied in den Nationalrath gewählt werden können, 
und doch gibt es Landesgegenden, positive, abgegrenzte 
Bevölkerungstheile oder Gebiete, (wie den Jura und 
Freiamt) wo die künstliche Wahlkreiseintheilung den-
selben j e d e Vertretung v e r n n m ö g l i ch t. Ist 
das gerecht? Heißt das, jeder Schweizer ist vor dem 
Gesetze gleich, es gibt keine Vorrechte? V o r r e c h t 

der P a r t e i f a r b e ist eö, und nichts Anderes, wenn 
man die Wähler so gruppirt, daß eine Parteirichtung 
die andere stets majorijiren, das heißt, übe, stimmen 
kann, und das geschieht durch das bestehende eidge-
nöfsische Wahlgesetz zu Gunsten der radikalen Partei 
im Jura, im Freiamt und theilweise auch anderswo. 

Unser Grundsatz hier und bei jedem Gesetz ist, 
weg mit Gelegenheitsgesetzen, weg mit den Künsteleien, 
w a h r und g e r e c h t , das und das allein soll des 
Gesetzes Grundlage sein! Der achtbare, eidgenössische 
Verein hat, wenn wir nicht irren, die Frage von 
Vertretung der Minoritäten schon behandelt und 
möchte damit Allen gerecht werden, was gewiß eine 
löbliche Absicht ist. Auch wir können im Grundsatze 
diesen: neuen System wohl beisallen, allein nns will 
scheinen, man sollte z u e r st bei dem bestehenden 
Staatsrecht aus eine g e r e c h t e nnd a l l s e i t i g e 
Vertretung hinarbeiten, anstatt sich mit neuen Prob-
lemen tragen und abmühen, deren Verwirklichung doch 
erst einer spätern Zukunft .vorbehalten bleibt. Eines 
thun und das Andere nicht unterlassen, dürste auch 
hier weise sein. 

Wohl ist es wahr, daß es schwer hält, die besteh-
ende Nationalwahlfabrik umzugestalten, und von der 
e i g e n e n Initiative der Bundesversammlung ist vor-
ab rein nichts zu erwarten, denn man will nicht und 
mag nicht. Man will nicht, weil man sich damit in-
direkte einen Vorwurf zu zeben glaubte, man will 
nicht, weil es vom Parteistandpunkte nicht opportun 
erscheint, und man mag nicht, weil man durch Ab-
änderung diesen oder jenen Herrn X-Kollega geniren, 
ihm unbequem werden könnte, man mag nicht, weil 
man überhanat nicht will. Daher wird bei Anregung 
der Frage im Ansaxg einer neuen Legislaturperiode 
gesunden, es sei zu früh, und am Schlüsse, es sei zu 
spät, und stets ist nicht die rechte Zeit dazu. 

Bei solchen thatsächlichen Verhältnissen sollten aber 
eben unabhängige Männer die Sache aufgreifen und 
bei den Behörden anregen, das wäre nur recht, und 
früher oder später von Erfolg. Was aber verlangen? 
Nichts Spezielles, nicht für Jura und Freiamt allein, 
sondern eine a l l g e m e i n e N e g e l , ohne Kunst 
und politsche Berechnung, einfach, wahr nnd der Natur 
gemäß, daß man verlangte, es solle für j e d e s M i t -
g l i e d e in e i g e n e r W a h l k r e i s g e b i l d e t 
w e r d e n , auf 20,000 Seelen ein Kreis, wie ihn 
die geographische und kommunale Lage an die Hand 
giebt, so und nur auf diese Art könnte, ohne persön-
liche Rücksichten zu haben oder zu verletzen, die Frage 
objektiv behandelt und geregelt werden. Fiat. 

E i d g e n o s s e n s c h a f t . 

— Montag, den 2. Dezember, beginnt die Winter-
session der B u n d e s - V e r s a m m l u n g . — Die vom 
Bundesrathe vorläufig festgesetzte Traktandenliste ent-
hält folgende Verhandlungs'Gegenstände: Wahlakten-
Prüfung. Bureaubestellung. Neuwahl des Bundes-
rathes. Bestellung des Bnndesgerichtspräsidinms. Wahl 
des Kanzlers. Wahl der Geschästsprüsuugskommission. 
Bericht über die Neferendnmsbegehren zum Militär-
taxgefetz. Phylloxerakongreß-Konvention. Kreditbegeh-
ren betreffend die eidgenössische Triangulation im 
schweizerischen Forstgebiet. Revision des Gesetzes über 

die Kanzleigebühren. Budget für das Jahr 1879. 
Nachkredite für das Jahr 1878. Umpräguug fchweiz. 
Nikelmünzen. Zürcher Lorschlag betreffend einstweili-
gen Bezug von Geldkontingenten an Stelle der Hälfte 
des kantonalen Militärpflichtersatzes. Ratifikation inter-
nationaler Münzverträge. Fristverlängerung für die 
Eisenbahn Thnn-Konolfingen. Konzessions-Ertheilung 
für eine Drahtseilbahn vom Brienzersee bis zum Gieß-
bach. Fristverlängerung für die Eisenbahn Pfäffikon« 
Brunnen. Bericht über den dermaligen Stand der 
Eisenbahn«, Kranken- und Unterstützungskasfen. Petition 
der Looiötö des industries du Iura um Abänderung 
des Posttaxeugesetzes. Motion Stämpfli und Geuosfen 
betreffend Eifenbahn-Zentralifation oder Rückkauf. Re-
kurfe (5) und Begnadigungsgesuche (4). 

— Falsches Geld . Es zirkuliren falsche 
schweizerische Ein- und Zweifrankenstück« mit der Jahr-
zahl 1877. Dieselben sind ziemlich täuschend nachge-
macht und der Klang ist gleich wie bei den ächten 
Stücken. Hauptmerkmale der Fälschuilg sind: fettiges 
Anfühlen und bläuliche Farbe; ferner ist der Rand 
schlecht ausgeführt, das Wort „A. Bonny" gegen das-
jenige „Helvetia" ziemlich unleserlich. Falsche belgische 
Fünffrankenstücke mit der Jahrzahl 1870 wurden in 
jüngster Zeit ebenfalls abzusetzen versucht. Darum 
aufgepaßt I 

O b w a l d e n . 

— A u s dem R e g i e r u n g S r a t h e v o m 
27. Nov. 1878. Auf eine von hierseitiger Regierung 
beim Bundesrathe gestellte Anfrage, ob bei der Militär» 
Pflichtersatzanlage auch daS Vermögen der Frau eines 
Taxpflichtigen in Berechnung zu ziehen fei, mittheilt 
der Buudesrath, daß er vollkommen diese Ansicht theile 
und die aufgeworfelte Frage nicht anders als in beja-
hendem Sinne entschieden werden könne. Die Moti« 
virung lautet: Der maßgebende Art. 5 des Bundes-
gesetzes über den Militärpflichtersatz vom 28. Jun i 
1878 bestimmt, wie das reine Vermögen eines Ersatz-
Pflichtigen ansgemittelt werden solle und da hier kein 
Unterschied gemacht wird zwischen dem Vermögen der 
Ehegatten und auch keine Vorschrift besteht, daß im 
Falle bestehender Gütertrennung zwischen denselben das 
Vermögen der Frau in Abzug gebracht werden solle 
und übrigens der Ehegemahl als im Genusse dieses 
Vermögeilö stehend zu betrachten ist, so darf letzteres 
keineswegs ausser Berechnung fallen und unterliegt 
somit der Taxation im nämlichen Maße, wie eigenes 
Vermögen des ersatzpflichtigen Ehegatten. Hievon wird 
Vormerkung genommen und es soll dieser Entscheid 
zu Handen der Betreffenden, der Militärkommission 
zugestellt werden. — Die durch eiue kantonsräthliche 
Verordnung in Aussicht genommene 9 gliedrige Kom-
Mission, behufs Einleitung und Durchführung der 
Korrektionsarbeiten der Melcha, Ah und Schlieren 
wird bis Neujahr 1880 aus folgenden Herrn bestellt: 
Statthalter Durrer, Landammann Hermann, Landsäckel-
meister Onilin, Ständerath Wirz, Obergerichtspräsident 
Windlin, Spitalverwalter Kaiser, Präsident Britschgi, 
Alpnacht, aldZengherr Britschgi, Sächseln, und Kan-
tonsrath Seiler. — Drei Schützen von Sächseln re-
kuriren gegen eine Strafforderung der Schützengesell, 
schast von dorten, betreff verweigerter Annahme einer 
Schützenbeamtung. Die Rekurenten behaupten, daß 
sie längere Zeit nicht mehr an den Schießübungen 
theilgenommeit haben, und demgemäß zur Annahme 
der auf sie gefallenen Wahl sich nicht verpflichtet glau» 
ben. Die Vertretung der Schützengesellschast von 
Sächseln stützt sich ans Art. 8 und 9 der kantonalen 
Schützenordonanz und glaubt, daß wer auch länger 
nickt mehr am Schießen sich betheiliget habe, gleich-
wohl zur Bußenzahlung pflichtig sei. Der Reg.-Rath, 
nach Einsichtnahme der Schützenordnung, entschied da-
hin, daß zur Annahme einer Wahl in den Schützen-


